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Drucksache 2284 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Anwendung des Betriebsverfassungsgesetzes in den 
Grenzkraftwerken 


Durch Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft soll das Bctriebsveriassungsgeset/ 
auf Aktiengesellschaften mit Sitz in der Bundesrepublik Deutschland, 
deren Unternehmuiigsgegenstand der Betrieb deutsch-schweizerischer 
Grenzkraltwerke am Rhein ist, keine Anwenciung finden. 

Vir fragen die Bundesregierung: 

J. Ist der Bundesregierung bekannt, daß in ähnlich gelagerten Fällen 
die Anwendung des Betriebsverfassungsgesetzes ohne Schwierig- 
keiten möglich ist? 

2. Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß das von ihr Unter- 
zeichnete Abkommen eine Beschränkung der Souveränität bedeutet 
und dal.s sie ihre veidassungsrechtliclien Befugnisse dadurch über- 
schreitet, dals sie deutsche Gesetze für einen, Teil der deutschen 
Arbeitnehmer außer Kraft setzt? 

3. Hat die Bundesregierung mit beiden Sozialpartnern Fühlung 
genommen? 


Bonn, den 11. April 1956 


Ollenhauer und Fraktion 
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